
Lausanne, 18. Mai 2016

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 2. Mai 2016 (2C_207/2016)

Grundsätze zur Dublin-Haft

Die Inhaftierung einer Person in einem Dublin-Verfahren darf  nicht  allein  deshalb
angeordnet werden, weil der oder die Betroffene bereits in einem anderen Dublin-
Staat ein Asylgesuch gestellt hat. Die erstmalige richterliche Prüfung einer Dublin-
Haft muss zudem so rasch wie möglich erfolgen, wobei als Richtschnur eine Dauer
von 96 Stunden gilt. 

Ein afghanischer Staatsangehöriger war im vergangenen Dezember von Bulgarien in die
Schweiz eingereist und stellte hier – wie bereits zuvor in Bulgarien – ein Asylgesuch.
Am  10.  Februar  2016  eröffnete  ihm  das  Staatssekretariat  für  Migration  (SEM)  den
Entscheid,  auf  sein  Asylgesuch  nicht  einzutreten.  Gleichzeitig  wies  ihn  das  SEM  in
Anwendung des Dublin-Abkommens nach Bulgarien weg. Zur Sicherstellung der Weg-
weisung wurde die Inhaftierung des Mannes für maximal sechs Wochen angeordnet. Er
erhob gegen  die Haftanordnung  am 17.  Februar  2016 Beschwerde,  die das Bundes-
verwaltungsgericht  am  1.  März  2016  abwies.  Am  22.  März  2016  wurde  er  nach
Bulgarien überführt.

Das  Bundesgericht  bejaht  seine  Zuständigkeit  zur  letztinstanzlichen  Beurteilung  von
Beschwerden  gegen  solche  Haftprüfungsentscheide.  Es  heisst  die  Beschwerde  des
Mannes teilweise gut und stellt  fest, dass er zu Unrecht inhaftiert wurde und die Haft -
prüfung durch die Vorinstanz zu lange gedauert hat. Personen haben bei der erstmali -
gen  richterlichen  Beurteilung  ihrer  Inhaftierung  aufgrund  der  Bundesverfassung  (BV)
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und der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) einen Anspruch darauf, dass
innerhalb kurzer Frist über die Rechtmässigkeit des Freiheitsentzugs entschieden wird.
Bei Dublin-Haft ist im Sinne einer Richtschnur davon auszugehen, dass über eine ent -
sprechende Beschwerde innert 96 Stunden zu befinden ist. Im konkreten Fall erging der
Entscheid  des  Bundesverwaltungsgerichts  rund  zwei  Wochen  nach  Einreichung  der
Beschwerde und damit nicht mehr innerhalb der geforderten kurzen Frist. Als Grund zur
Anordnung von Dublin-Haft reicht es nicht aus, dass die betroffene Person wie im vorlie -
genden Fall bereits ein Asylgesuch in einem Dublin-Staat gestellt hat. Vielmehr müssen
konkrete Anzeichen für eine erhebliche Untertauchensgefahr bestehen.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Das Urteil ist ab 18. Mai 2016 um 13:00 Uhr auf unserer Webseite 
www.bger.ch   / "Rechtsprechung (gratis)" / "Weitere Urteile ab 2000" veröffentlicht. 
Geben Sie die Urteilsreferenz 2C_207/2016 ins Suchfeld ein.
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